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= Nr. 134.) Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 


= Genoſſenſchaften. Vom 4. Juli 1868. 


DIN ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach 5 Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, für das ganze Gebiet des Bundes, was folgt: 


Abſchnitt I. 
Von Errichtung der Genoſſenſchaften. 


. 1. 


HGHeecellſchaften von nicht geſchloſſener Mitgliederzahl, welche die Förderun 
es“ cs 09 erh gel der Wirthſchaft ihrer Mitglieder mittelſt 90 
leinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes bezwecken (Genoſſenſchaften), namentlich: 

h Vorſchuß⸗ und Kreditvereine 

2 Rohſtoff⸗ und Magazinvereine, 

) Vereine zur Anfertigung von Gegenſtänden und zum Verkauf der gefer⸗ 
tigten Gegenſtände auf gemeinſchaftliche Rechnung (Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften), 

A) Vereine zum gemeinſchaftlichen Einkauf von Lebensbedürfniſſen im Großen 
und Ablaß 15 kleineren Partien an ihre Mitglieder (Konſumvereine) . 
Vereine zur Herftellung von Wohnungen für ihre Mitglieder, 

1 die im gegenwärtigen Geſetze bezeichneten Rechte einer „eingetragenen 
uſchaft“ unter den nachſtehend angegebenen Bedingungen. 1 

. Geſehol. 1868, 59 $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Juli 1868, 
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$. 2. 
Zur Gründung der Genoſſenſchaft bedarf es: 


1) der ſchriftlichen Abfaſſung des Geſellſchaftsvertrages (Statuts) ; 
2) der Annahme einer gemeinſchaftlichen Firma. 

Die Firma der Genoſſenſchaft muß vom Gegenſtande der Unternehmung 
Fe fein und die zuſätzliche Bezeichnung „eingetragene Genoſſenſchaft“ ent- 

alten. 

Der Name von Mitgliedern (Genoſſenſchaftern) oder anderen Perſonen 
darf in die Firma nicht aufgenommen werden. Jede neue Firma muß ſich von 
allen an demſelben Orte oder in derſelben Gemeinde bereits beſtehenden Firmen 
eingetragener Genoſſenſchaften deutlich unterſcheiden. 

5 Beitritt der einzelnen Genoſſenſchafter genügt die ſchriftliche Erklärung. 


f $. 3. 
Der Geſellſchaftsvertrag muß enthalten: 


1) die Firma und den Sitz der Genoſſenſchaft 

2) den Gegenſtand des Unternehmens 

3) die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle dieſelbe auf eine beſtimmte 
Zeit beſchränkt fein joll; 

4) die Bedingungen des Ein» und Austritts der Genoſſenſchafter ; 


5) den Beitrag der Geſchäftsantheile der einzelnen Genoſſenſchafter und die 
Art der Bildung dieſer Antheile; 

6) die Grundſätze, nach welchen die Bilanz aufzunehmen und der Gewinn 
zu berechnen iſt, und die Art und Weiſe, wie die Prüfung der Bilanz 
erfolgt; 

7) die Art der Wahl und Zuſammenſetzung des Vorſtandes und die For⸗ 
men für die Legitimation der Mitglieder des Vorſtandes und der Stell⸗ 
vertreter derſelben 


8) die Form, in welcher die Zuſammenberufung der Genoſſenſchafter geſchieht ; 
9) die Bedingungen des Stimmrechts der Genoſſenſchafter und die Form, 
in welcher daſſelbe ausgeübt wird; 


10) die Gegenſtände, über welche nicht ſchon durch einfache Stimmenmehrheit 
der auf Zuſammenberufung erſchienenen Genoſſenſchafter, ſondern nur 
durch eine größere Stimmenmehrheit oder nach anderen Erforderniſſen 
Beſchluß 92 werden kann; 


11) die Form, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
mas 
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machungen erfolgen, ſowie die öffentlichen Blätter, in welche dieſelben 
aufzunehmen find; 


12) die Beſtimmung, daß alle Genoſſenſchafter für die Verbindlichkeiten der 
Genoſſenſchaft ſolidariſch und mit ihrem ganzen Vermögen haften. 


$. 4. 

Der Geſellſchaftsvertrag muß bei dem Handelsgerichte, in deſſen Bezirk 
die Genoſſenſchaft ihren Sit hat, nebſt dun oitliebemmeneiäniffe durch den 
Vorſtand eingereicht, vom Gerichte in das Genoſſenſchaftsregiſter, welches, wo 
ein Handelsregiſter eziſtirt, einen Theil von dieſem bildet, eingetragen und im 
Auszuge veröffentlicht werden. 

Der Auszug muß enthalten: 

J) das Datum des Geſellſchaftsvertrages ; 
2) die Firma und den Sitz der Genoſſenſchaft / 
3) den Gegenſtand des Unternehmens, 


4) die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle dieſelbe auf eine beſtimmte 
Zeit beſchränkt fein ſoll 


5) die Namen und den Wohnort der zeitigen Vorſtandsmitglieder; 


6) die Form, in welcher die von der Genoſſenſchaft ausgehenden Bekannt⸗ 
f 1 an ſowie die öffentlichen Blätter, in welche dieſelben 
aufzunehmen ſind. 


Zugleich iſt bekannt zu machen, daß das Verzeichniß der Genoſſenſchafter 
jeder Zeit bei dem Handelsgerichte eingeſehen werden könne. 
ft in dem Geſellſchaftsvertrage eine Form beſtimmt, in welcher der Vor⸗ 
ſtand ſeine Willenserklärungen kund giebt und für die Genoſſenſchaft zeichnet, ſo 
iſt auch dieſe Beſtimmung zu veröffentlichen. 


$ 5. 


Vor erfolgter Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter hat die Genoſſen⸗ 
ſchaft die Rechte einer eingetragenen Genoſſenſchaft nicht. 


$. 6. 

Jede Abänderung des Geſellſchaftsvertrages muß ſchriftlich erfolgen und 
dem Sandelsgerichte unter em a zweier Abſchriften des Genoſſenſchafts⸗ 
Beſchluſſes angemeldet werden. 5 ; BE: 

Mit dem Abänderungsbeſchluſſe wird in gleicher Weiſe wie mit dem 
urſprünglichen Vertrage verfahren. Eine Veröffentlichung deſſelben findet nur 
inſoweit ftatt, als ſich dadurch die in den früheren Bekanntmachungen enthal⸗ 
tenen Punkte ändern. 

Der Beſchluß hat keine rechtliche Wirkung, bevor derſelbe bei dem 105 

59* els⸗ 
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delsgekichte, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat, in das Genoſſen⸗ 
ſchafts⸗Regiſter eingetragen worden iſt. N 7 N 


NEE, 

Bei jedem Handelögerichte, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft eine Zweig. 
niederlaſſung hat, muß dieſe Behufs der Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
Regiſter angemeldet werden, und iſt dabei Alles zu beobachten, was die $$. 4. 
bis 6. für das Hauptgeſchäft vorſchreiben. ? 


$. 8. 


„Das Genoſſenſchaftsregiſter ift öffentlich, und gelten hierbei die im All⸗ 
ge Deutſchen Handelsgeſetzbuch in Bezug auf das Handelsregiſter gege⸗ 
enen Beſtimmungen. 


Abſchnitt II. 


Von den Rechtsverhaͤltniſſen der Genoſſenſchafter unter einander, 
ſowie den Rechtsverhaͤltniſſen derſelben und der Genoſſenſchaft 
gegen Dritte. 


F. 9. 


Das Rechtsverhältniß der 3 unter einander richtet ſich zu⸗ 
nächſt nach dem Geſellſchaftsvertrage. Letzterer darf von den Beſtimmungen BR 
nachfolgenden Paragraphen nur in denjenigen Punkten abweichen, bei welchen 
dies ausdrücklich für zuläſſig erklärt iſt. 

In Ermangelung einer anderen Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages 
wird der Gewinn unter die Genoſſenſchafter nach Höhe von deren Geſchäfts⸗ 
antheilen vertheilt, ebenſo der Verluſt, ſoweit dieſe Antheile zuſammen zu deſſen 
Deckung ausreichen, wogegen ein nach Erſchöpfung des Genoſſenſchaftsvermögens 
an 5 Hei Reſt gleichmäßig nach Köpfen von ſämmtlichen Genoſſenſchaftern 
aufgebracht wird. 3 

Genoſſenſchafter, welche auf ihre Geſchäftsantheile die ihnen ſtatutenmäßig 
obliegenden Einzahlungen geleiſtet haben, können von anderen Genoſſenſchaftern 
nicht aus dem Grunde, weil letztere auf ihre Antheile mehr eingezahlt haben, im 
Wege des Rückgriffs in Anſpruch genommen werden, ſofern nicht der Geſellſchafts, 
vertrag ein Anderes feſtſetzt. 


F. 10. 


Die Rechte, welche den Genoſſenſchaftern in Angelegenheiten der Genoffen- 
ſchaft insbeſondere in Beziehung auf die Führung der Geſchäfte, die Einſicht 
und Prüfung der Bilanz und die Beſtimmung der Gewinnvertheilung zuſtehen, 
werden von der Geſammtheit der Genoſſenſchafter in der Generalverſammlung 
ausgeübt. 

Jeder 
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Jeder Genoſſenſchafter hat hierbei Eine Stimme, wenn nicht der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag ein Jg feſſegt hierbei Eine Stimme, wenn nicht der Gef 


§. 11. 


Die eingetragene Genoſſenſchaft kann unter ihrer Firma Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken Ihr ordentih en 1 und verklagt werden. 0 Bezirk 

r ordentlicher Gerichts iſt bei i i e 
zen E hit chtsſtand iſt bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie 

Genoſſenſchaften gelten als Kaufleute im Sinne des Allgemeinen Deut⸗ 

F „ ſoweit dieſes Geſetz keine abweichenden Vorſchriften 


§. 12. 


„ Inſoweit die Genoſſenſchaftsgläubiger aus dem Genoſſenſchaftsvermögen 
nicht befriedigt werden temen, haften 3 alle Genoſſenſchafter, ohne daß dieſen 
die Einrede der Theilung zuſteht, für die Ausfälle ſolidariſch und mit ihrem 
ganzen Vermögen. Dieſe Solidarhaft kann von einem Genoſſenſchaftsgläubiger 
nur geltend gemacht werden, wenn im Falle des Konkurſes die Vorausſetzun⸗ 
gen 5 $. 51. vorliegen, oder wenn die Eröffnung des Konkurſes nicht erfol⸗ 
gen kann. 

Wer in eine beſtehende Genoſſenſchaft eintritt, haftet gleich den anderen 
Genoſſenſchaftern für alle von der Genoſſenſchaft auch vor ſeinem Eintritte ein⸗ 
gegangenen Verbindlichkeiten. . 

Ein entgegenſtehender Vertrag iſt gegen Dritte ohne rechtliche Wirkung. 

Die einer Genoſſenſchaft beigetretenen Frauensperſonen können in 1 5 55 
der dadurch eingegangenen Verpflichtungen auf die in den einzelnen Staaten gel- 
tenden Rechtswohlthaten der Frauen ſich nicht berufen. 


$. 13. 


Die Privatgläubiger eines Genoſſenſchafters find nicht befugt, die zum 
Genoſſenſchaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen oder Rechte, oder einen 
Antheil an denſelben zum Behufe ihrer Befriedigung oder Sicherſtellung in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Gegenſtand der Exekution, des Arreſtes oder der Veſchlag⸗ 
nahme kann für fie nur dasjenige fein, was der Genoſſenſchafter ſelbſt an Zinſen 
und an Gewinnantheilen zu fordern berechtigt iſt und was ihm im Falle der 
Auflöſung der Genoſſenſchaft oder des Ausſcheidens aus derſelben bei der Aus⸗ 
einanderſetzung zukommt. 


b. 14. 


Die Beſtimmung des vorigen Paragraphen gilt auch in Betreff der Privat⸗ 
gläubiger, zu deren Gunſten eine Hypothek oder ein Pfandrecht an dem Ver⸗ 
mögen eines Genoſſenſchafters kraft des Geſetzes oder aus einem anderen Rechts⸗ 
grunde beſteht. Ihre Hypothek oder ihr Pfandrecht erſtreckt ſich nicht auf die 
zum Genoſſenſchaftsvermögen gehörigen Sachen, Forderungen und Rechte, er 

au 
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auf einen Antheil an denſelben, ſondern nur auf dasjenige, was in dem letzten 
Satze des vorigen Paragraphen bezeichnet iſt. 

Jedoch werden die Rechte, welche an dem von einem Genoſſenſchafter in 
das Vermögen der Genoſſenſchaft eingebrachten Gegenſtande bereits er Zeit des 
Einbringens beſtanden, durch die de Beſtimmungen nicht berührt. 


F. 15. 


Eine Kompenſation zwiſchen Forderungen der Genoſſenſchaft und Privat⸗ 
forderungen des Genoſſenſchaftsſchuldners gegen einen Genoſſenſchafter findet 
während der Dauer der Genoſſenſchaft weder ganz noch theilweiſe ſtatt. Nach 
Auflöſung der Genoſſenſchaft iſt ſie zuläſſig, wenn und ſoweit die Genoſſenſchafts⸗ 
forderung dem Genoſſenſchafter bei der Auseinanderſetzung überwieſen iſt. 


$. 16. 


Hat ein Privatgläubiger eines Genoſſenſchafters nach fruchtlos vollſtreckter 
Epekution in deſſen Privatvermögen die Exekution in das demſelben bei der dem⸗ 
nächſtigen Auseinanderſetzung zukommende Guthaben erwirkt, ſo iſt er berechtigt, 
die Genoſſenſchaft mag auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit eingegangen ſein, 
Behufs ſeiner Befriedigung, nach vorher von ihm geſchehener Aufkündigung, das 
Ausſcheiden I Genoſſenſchafters zu verlangen. 

Die Aufkündigung muß mindeſtens ſechs Monate vor Ablauf des Ge 
ſchäftsjahres der Genoſſenſchaft geſchehen. 


Abſchnitt III. 
Von dem Vorſtande, dem Aufſichtsrathe und der Generalverſammlung. 


F. 17. 


Jede Genoſſenſchaft muß einen aus der Zahl der Genoſſenſchafter zu 
wählenden Vorſtand haben. Sie wird durch denſelben gerichtlich und außer 
gerichtlich vertreten. 

Der Vorſtand kann aus einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen, dieſe 
können beſoldet oder unbeſoldet ſein. Ihre Stellung iſt zu jeder Zeit wider⸗ 
ruflich, unbeſchadet der Entſchädigungsanſprüche aus beſtehenden Verträgen. 


§. 18. 


Die jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes müſſen alsbald nach ihrer Be⸗ 
ſtellung zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet werden. Die 
Anmeldung iſt durch den Vorſtand unter Beifügung ſeiner Legitimation entweder 
in Perſon zu bewirken, oder in beglaubigter Form einzureichen. Zugleich haben 
die Mitglieder des Vorſtandes ihre Unterſchrift vor dem Handelsgerichte zu 
zeichnen oder die Zeichnung ebenfalls in beglaubigter Form einzureichen. 1.10 
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§. 19. 


Der Vorſtand hat in der durch den Geſellſchaftsvertrag beſtimmten Form 
feine Willenserklärungen kund zu geben und für die Genoſſenſchaft zu zeichnen. 
Iſt nichts darüber beſtimmt, ſo iſt die Zeichnung durch ſämmtliche Mitglieder 
des Vorſtandes erforderlich. Die Zeichnung geſchieht in der Weiſe, daß die 
Zeichnenden zu der Firma der Genoſſenſchaft oder zu der Benennung des Vor⸗ 
ſtandes ihre Unterſchrift hinzufügen. 


$. 20. 


Die Genoſſenſchaft wird durch die vom Vorſtande in ihrem Namen ge- 
ſchloſſenen ere berechtigt und verpflichtet. Es iſt gleichgültig, ob das 
Geſchäft ausdrücklich im Namen der Genoſſenſchaft geſchloſſen worden iſt, oder 
ob die Umſtände ergeben, daß es nach dem Willen der Kontrahenten für die 
Genoſſenſchaft geſchloſſen werden ſollte. 

Die Befugriß des Vorſtandes zur Vertretung der Genoſſenſchaft erſtreckt 
ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welche nach den 
Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich ift. Zur Legitimation des Vorſtandes 
bei allen, das Hypothekenbuch betreffenden Geſchäften und Anträgen genügt ein 
Atteſt des Handelsgerichts, daß die darin zu bezeichnenden Perſonen als Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes in bas Genoſſenſchaftsregitter eingetragen ſind. 


§. 21. 


Der Vorſtand iſt der Genoſſenſchaft gegenüber verpflichtet, die Beſchrän⸗ 
kungen einzuhalten, welche in dem Geſellſchaftsvertrage oder durch Beſchlüſſe 
der Generalverſammlung für den Umfang ſeiner Befugniß, die Genoſſenſchaft 
hu vertreten, feſtgeſetzt Ind. Gegen dritte Perſonen hat jedoch eine Beſchrän⸗ 
ung des Vorſtandes, die Genoſſenſchaft zu vertreten, keine rechtliche Wirkung. 
Dies gilt insbeſondere für den Fall, daß die Vertretung ſich nur auf gewift 
Arten von Geſchäften erſtrecken oder nur unter gewiſſen Umſtänden oder für 
eine gewiſſe Zeit oder an einzelnen Orten ſtattfinden ſoll, oder daß die Zuſtim⸗ 
mung der Generalverſammlung, eines Aufſichtsrathes oder eines anderen Organs 
der Genoſſenſchafter für einzelne Geſchäfte erfordert iſt. 


6. 22. 
Eide Namens der Genoſſenſchaft werden durch den Vorſtand geleiſtet. 


. 23. 


Jede ganze oder theilweiſe Aenderung im Perſonal des Vorſtandes muß 
von dem ganz oder theilweiſe erneuten Vorſtande gemeinſchaftlich in Perſon oder 
in beglaubigter Form dem Handelsgerichte zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
Regiſter und öffentlichen Bekanntmachung angemeldet und dabei wegen 8 
der Legitimation und Zeichnung Seitens der neu Eintretenden das in $. 18. Ver- 
ordnete beobachtet werden. 

Daſ⸗ 


3 


Daſſelbe gilt für den Fall, daß interimiſtiſche Stellvertreter eines oder 
mehrerer Vorſtandsmitglieder gewählt werden. 

Dritten Perſonen kann die Aenderung nur inſofern entgegengeſetzt werden, 
als in Betreff dieſer Aenderung die in Arkikel 46. des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches in Betreff des Erlöſchens der Prokura bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen vorhanden ſind. 


F. 24. 


Zur Behändigung von Vorladungen und anderen Zuſtellungen an die Ge 
noſſenſchaft genügt es, wenn dieſelbe an ein Mitglied des Vorſtandes, welches 
zu zeichnen oder mitzuzeichnen befugt iſt, geſchieht. 


6. 25. 


Der Vorſtand iſt verbunden, dem Handelsgerichte am Schluſſe jedes 
Quartals über den Eintritt und Austritt von Genoſſenſchaftern ſchriftlich Anzeige 
zu machen und alljährlich im Monat Januar ein vollſtändiges, alphabetiſch ge⸗ 
ordnetes Verzeichniß der Genoſſenſchafter einzureichen. 

Das Handelsgericht berichtigt und vervollſtändigt danach die Liſte der Ge⸗ 
noſſenſchafter. 


$. 26. 


Der Vorſtand iſt verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlichen 
Bücher der Genoſſenſchaft geführt werden. Er muß ſpäteſtens in den erſten 
1755 Monaten jedes Geſchäftsjahres eine Bilanz des verfloſſenen Geſchäftsjahres, 
ie Zahl der ſeit der a de Bekanntmachung aufgenommenen oder aus⸗ 
eſchiedenen, ſowie die Zahl der zur Zeit der Genoſſenſchaft angehörigen Genoſſen⸗ 
chafter veröffentlichen. 


$. 27. 


Mitglieder des Vorſtandes, welche in dieſer ihrer Eigenſchaft außer den 
Grenzen ihres Auftrages oder den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder des Gefell- 
ſchaftsvertrages entgegen handeln, haften perſönlich und ſolidariſch für den dadurch 
entſtandenen Schaden. 

Sie haben, wenn ihre Kr auf andere, als die in dem gegen 
wärtigen Geſetze (F. 1.) erwähnten geſchäftlichen Zwecke gerichtet find, oder wenn 
ſie in der Generalverſammlung die Erörterung von Anträgen geſtatten oder nicht 
hindern, welche auf öffentliche Angelegenheiten gerichtet ſind, deren Erörterung 
unter die Landesgeſetze über das Verfammlungs- und Vereinsrecht fällt, eine 
Geldbuße bis zu 200 Thalern verwirkt. 


$. 28. 


Der e eg kann dem Vorſtande einen Aufſichtsrath (Ver⸗ 
waltungsrath, Ausschuß) an die Seite ſetzen, welcher von den Genoſſenſchaftern 


aus ihrer Mitte, jedoch mit Ausſchluß der Vorſtandsmitglieder, gewählt ae f 
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Iſt ein Aufſichtsrath beſtellt, ſo überwacht derſelbe die Geſchäftsführung 
der Pe ones allen le Vawillang Er kann EN a) dem 
Gange der Angelegenheiten der Genoſſenſchaft unterrichten, die Bücher und 
Schriften derſelben jederzeit einſehen, den Beſtand der Genoſſenſchaftskaſſe unter⸗ 
ſuchen und Generalverſammlungen berufen. Er kann, ſobald es ihm noth⸗ 
wendig erſcheint, Vorſtandsmitglieder und Beamte were und zwar bis zur 
d demnächſt zu berufenden Generalverſammlung, von ihren Be⸗ 
fugniffen enkbinden und wegen einftweiliger Fortführung der Geſchäfte die nöthigen 
Anſtalten treffen. 

Er hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Ge⸗ 
Ach en nt zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverſammlung Be⸗ 
richt zu erſtatten. 

Er hat eine Generalverſammlung zu berufen, wenn dies im Intereſſe der 


Genoſſenſchaft erforderlich iſt. 
. 29. 


Der Aufſichtsrath iſt ermächtigt, gegen die Vorſtandsmitglieder die Prozeſſe 

u führen, welche die 6 Weaver beſchließt, und die Genoſſenſchaft bei 
scheune von Verträgen mit dem Vorſtande zu vertreten. Wegen der Form 

1 egitimationsführung hat der Geſellſchaftsvertrag das Erforderliche zu be⸗ 
immen. 

Wenn die Genoſſenſchaft gegen die Mitglieder des Aufſichtsrathes einen 
Prozeß zu führen hat, ſo wird ſie durch Bevollmächtigte vertreten, welche in der 
Generalverſammlung gewählt werden. Jeder Genoſſenſchafter iſt befugt, als 
Intervenient in einen ſolchen Prozeß auf ſeine Koſten einzutreten. 


$. 30. 


Der Betrieb von Geſchäften der Genoſſenſchaft „ſowie die Vertretung der 
Genoſſenſchaft in Beziehung auf dieſe Geſchäftsführung, kann auch ſonſtigen Be⸗ 
vollmächtigten oder a der Genoſſenſchaft zugewieſen werden. In dieſem 
Falle beſtimmt ſich die Befugniß derſelben nach der ihnen ertheilten Vollmacht, 
ſie erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Rechtshandlungen, welche die Ausführung 
derartiger Geſchäfte gewöhnlich mit ſich bringt. 


$. 31. 


Die Generalverſammlung der Genoſſenſchafter wird durch den Vorſtand 
berufen, ſoweit nicht nach dem Geſellſchaftsvertrage oder dieſem Geſetze auch 
andere Perſonen dazu befugt find. 5 5 

Eine Generalverſammlung der Genoſſenſchafter iſt außer den im Geſellſchafts⸗ 
vertrage ausdrücklich beſtimmten Fällen zu berufen, wenn dies im Intereſſe der 
Genoſßenſchaft erforderlich erſcheint. 

Die Generalverſammlung muß ſofort berufen werden, wenn mindeſtens 
der zehnte Theil der Genoſſenſchafter in einer von ihnen zu unterzeichnenden 
Eingabe an den Vorſtand unter Anführung des Zweckes und der Gründe darauf 
anträgt. Iſt in dem Geſellſchaftsvertrage das Recht der Berufung einer General» 
Boundes ⸗Geſezbl. 1868. 6⁰ e ver⸗ 
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verſammlung einem größeren oder geringeren Theile der Genoſſenſchafter beigelegt 
i bet e e e eee, e 


$. 32. 


Die Berufung der Generalverſammlung hat in der durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag beſtimmten Weiſe zu erfolgen. 

Der Zweck der Generalverſammlung muß jederzeit bei der Berufung 
bekannt gemacht werden. Ueber Gegenſtände, deren Verhandlung nicht in dieſer 
Weiſe angekündigt iſt, können Beſchlüſſe nicht gefaßt werden; jedoch die Beſchlüſſe 
über Leitung der Verſammlung, ſowie über Anträge auf Berufung einer außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung ausgenommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beſchlußfaſſung 
bedarf es der Ankündigung nicht. N 

$. 33. 

Der Vorſtand ift zur Beobachtung und Ausführung aller Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsvertrages und der in Gemäßheit deſſelben von der Generalver- 
ſammlung gültig gefaßten Beſchlüſſe verpflichtet und dafür der Genoſſenſchaft 
verantwortlich. 95 

Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind in ein Protokollbuch einzu⸗ 
wache ö le Einficht jedem Genoſſenſchafter und der Staatsbehörde geftattet 
werden muß. 


Abſchnitt IV. 


Von der Auflöfung der Genoſſenſchaft und dem Ausſcheiden einzelner 
Genoſſenſchafter. 


§. 34. 
Die Genoſſenſchaft wird aufgelöſt: 
1) durch Ablauf der im Geſellſchaftsvertrage beſtimmten Zeit 
2) durch einen Beſchluß der Genofjenichaft; 
3) durch Eröffnung des Konkurſes (Falliments). 


$. 35. 


Wenn eine Genoſſenſchaft ſich Glarner Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird, oder wenn ſie 
andere, als die im gegenwärtigen Geſetze ($. 1.) bezeichneten geſchäftlichen Zwecke 
dien ſo m je aufgelöft werden, ohne daß deshalb ein Anſpruch auf Ent- 
ädigun et. 

De Yuan kann in dieſem Falle nur durch gerichtliches Erkenntniß 

auf Betreiben der höheren Verwaltungsbehörde erfolgen. Als das e 
es 
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Gericht iſt dasjenige anzuſehen, bei welchem die Genoſſenſchaft ihren ordentlichen 
Gerichtsſtand hat. 

Das Erkenntniß iſt von dem zuständigen Gerichte demjenigen Gerichte, 
welches das Genoſſenſchaftsregiſter führt, zur Eintragung und Veröffentlichung 
nach F. 36. mitzutheilen. 


$. 36. 


„Die Auflöſung der Genoſſenſchaft muß, wenn fie nicht eine Folge des 
eröffneten Konkurſes iſt, durch 15 an zur Eintragung in das Genoſſen⸗ 
ge angemeldet werden; fie muß zu drei verfchiedenen Malen durch die 
er 9 ekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmten Blätter bekannt gemacht 

erden. 

Durch die Bekanntmachung müſſen die Gläubiger zugleich aufgefordert 
werden, ſich bei dem Vorſtande 155 Genoſſenſchaft zu melden. 


$. 37. 


Die Konkurseröffnung ift vom Konkursgerichte von Amtswegen in das 
Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen. Die Bekanntmachung der Eintragung durch 
eine Soße in den im $. 4. Nr. 6. beſtimmten Blättern unterbleibt. Wenn 
das Genoſſenſchaftsregiſter nicht bei dem Konkursgerichte geführt wird, fo iſt die 
Konkurseröffnung von Seiten des Konkursgerichtes dem Handelsgerichte bei 
welchem das Regiſter geführt wird, zur Bewirkung der Eintragung unverzüglich 
anzuzeigen. 


$. 38. 


Jeder Genoſſenſchafter hat das Recht, aus der Genoſſenſchaft auszutreten, 

auch wenn der Geſellſchaftsvertrag auf beſtimmte Zeit geh gs if. 
ft über die Kündigungsfriſt und den Zeitpunkt des Austritts im Geſell⸗ 

ſchaftsvertrage nichts feſt eek. fo findet der Austritt nur mit dem Schluß des 
Geſchäftsjahres nach worde, mindeſtens vierwöchentlicher Aufkündigung ftatt. 
Ferner erliſcht die eat durch den Tod, fofern der Geſellſchaftsvertrag 
keine entgegengeſetzten Beſtimmungen enthält. 
In jedem Falle kann die Genoſſenſchaft einen BL aus den 
im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzten Gründen, ſowie wegen des Verluſtes der 
bürgerlichen Ehrenrechte, ausſchließen. 


$. 39. 


Die aus der Genoſſenſchaft ausgetretenen oder 17 enen Genoſſen⸗ 
ſchafter, ſowie die Erben verſtorbener Genoſſenſchafter bleiben den Gläubigern 
der Genoſſenſchaft für alle bis zu ihrem Ausſcheiden von der Genoſſenſchaft 
eingegangenen Verbindlichkeiten bis zum Ablauf der Verjährung ($. 63.) verhaftet. 
Wenn der Geſellſchaftsvertrag nichts Anderes beſtimmt, haben ſie an den 
Reſervefonds und an das ſonſt vorhandene Vermögen der Genoſſenſchaft keinen 
Anſpruch, ſind vielmehr nur berechtigt zu verlangen, daß ihnen ihr Geſchäfts⸗ 
60· an⸗ 
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antheil, wie er ſich aus den Büchern ergiebt, binnen drei Monaten nach ihrem 
Ausſcheiden ausgezahlt werde. 

Gegen dieſe Verpflichtung kann ſich die Genoſſenſchaft nur dadurch ſchützen, 
daß fie ihre Auflöſung beſchließt und zur Liquidation ſchreitet. 


Abſehnitt V. 
Von der Liquidation der Genoſſenſchaft. 


$. 40. 


Nach n pa der Genoſſenſchaft außer dem Falle des Konkurſes erfolgt 
die Liquidation durch den Vorſtand, wenn nicht dieſelbe durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag oder einen Beſchluß der Genoſſenſchaft an andere Perſonen übertragen 
wird. Die Beſtellung der Liquidatoren iſt jederzeit widerruflich. 


F. 41. 


Die Liquidatoren ſind von dem Vorſtande beim Handelsgerichte zur Ein- 
tragung in das Genoſſenſchaftsregiſter anzumelden; fie haben ihre Unterſchrift 
perſönlich vor dieſer Behörde zu zeichnen oder die Zeichnungen in beglaubigter 
Form einzureichen. 

Das Austreten eines Liquidators oder das Erlöſchen der Vollmacht eines 
ſolchen iſt gleichfalls zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter anzu⸗ 
melden. 


$. 42. 


Dritten Perſonen kann die Ernennung von Liquidatoren, ſowie das Aus⸗ 
treten eines Liquidators oder das Erlöſchen der Vollmacht eines ſolchen nur 
inſofern entgegengeſetzt werden, als hinſichtlich dieſer Thatſachen die Voraus⸗ 
ſetzungen vorhanden find, unter welchen nach Artikel 25. und 46, des Allge⸗ 
meinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches hinſichtlich einer Aenderung der Inhaber 
einer Firma oder des Exlöſchens einer Prokura die Wirkung gegen Dritte 
eintritt. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, ſo können ſie die zur Liquidation 
gehörenden Handlungen mit rechtlicher Wirkung nur in Gemeinſchaft vornehmen, 
ſofern nicht ausdrücklich beſtimmt iſt, daß ſie einzeln handeln können. 


g. 43. 


Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendigen, die Ver⸗ 
pflichtungen der aufgelöſten Genoſſenſchaft zu erfüllen, die Forderungen derſelben 
einzuziehen und das Vermögen der Genoſſenſchaft zu verfilbern; fie haben die 
Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten, ſie können für dieſelbe 
Vergleiche ifehen und Kompromiſſe eingehen. Zur Beendigung ſchwebender 
Ge hafte können die Liquidatoren auch neue Geſchäfte eingehen. 

Die 
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Die Veräußerung unbeweglicher Sachen kann durch die Liquldatoren, fo- 
fern nicht der Geſellſchaftsvertrag oder ein Beſchluß der Genoſſenſchaft anders 
beſtimmt, nur durch öffentliche Verſteigerung bewirkt werden. 


F. 44. 


Eine Beſchränkung des Umfanges der Geſchäftsbefugniſſe der Liquidatoren 
(F. 42.) hat gegen dritte Perſonen keine rechtliche Wirkung. 


§. 45. 


Die Liquidatoren haben ihre Unterſchriften in der Weiſe abzugeben, daß 
fie der bisherigen, nunmehr als Liquidations⸗Firma zu bezeichnenden Firma ihren 
Namen beifügen. 


$. 46. 


Die Liquidatoren haben der Genoffenfchaft gegenüber bei der Geſchäfts⸗ 
führung den von der Generalverſammlung gefaßten Serien Folge zu geben, 
widrigenfalls ſie der Genoſſenſchaft für den durch ihr Zuwiderhandeln erwachſenen 
Schaden perſönlich und ſolidariſch haften. 


F. 47. 


Die bei Auflöſung der Genoſſenſchaft vorhandenen und die während der 
Liquidation eingehenden Gelder werden, wie folgt, verwendet: 


a) es werden zunächſt die Gläubiger der Genoſſenſchaft je nach der Fällig⸗ 
keit ihrer Forderungen befriedigt und die zur Deckung noch nicht fälliger 
Forderungen nöthigen Summen zurückbehalten , 

b) aus den alsdann verbleibenden Ueberſchüſſen werden die Geſchäftsantheile 
an die Genoſſenſchafter zurückgezahlt. Reicht der Beſtand zur 10 
digen Deckung nicht aus, ſo erfolgt die Vertheilung deſſelben nach Ver⸗ 
hältniß der Höhe der einzelnen Guthaben, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
nicht anders beitimmt; 

e) aus dem nach Deckung der Schulden der Genoſſenſchaft, ſowie der Ge⸗ 
ſchäftsantheile der Genoſſenſchafter (§. 39.), noch verbleibenden Beſtande 
wird zunächſt der Gewinn des letzten Rechnungsjahres an die Genoſſen⸗ 
ſchafter nach den Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages gezahlt. Die 
Vertheilung weiterer Ueberſchüſſe unter die Genoſſenſchafter erfolgt in 
Ermangelung anderer Vertragsbeſtimmungen nach Köpfen. 


$. 48. 


REN ER 


hinreicht, ſo haben die Liquidatoren bei eigener Verantwortlichkeit 12 eine 
Generalverſammlung zu berufen und hierauf, ſofern nicht Genoſſenſchafter binnen 
acht Tagen nach der abgehaltenen Generalverſammlung den zur Deckung des 
Ausfalles erforderlichen Betrag baar einzahlen, bei dem Handelsgerichte die 
Eröffnung des Konkurſes (Falliments) über das Vermögen der Genoſſenſchaft 
zu beantragen. 8. 40 


Ungeachtet der Auflöſung der Genoſſenſchaft kommen bis zur Beendigung 
der Liquidation im Uebrigen in Bezug auf die Rechtsverhältniſſe der bisherigen 
Genoſſenſchafter untereinander, ſowie zu dritten Perſonen, die Vorſchriften des 
ig und dritten Abſchnitts dieſes Geſetzes zur Anwendung, foweit ſich aus 

en Beſtimmungen des gegenwärtigen Abſchnitts und aus dem Weſen der Liqui⸗ 
dation nicht ein Anderes ergiebt. 

Der Gerichtsſtand, welchen die Genoſſenſchaft zur Zeit ihrer Auflöfung 
hatte, bleibt bis zur Beendigung der Liquidation für die aufgelöſte Genoſſen⸗ 
ſchaft beſtehen. Zuſtellungen an die Genoſſenſchaft geſchehen mit rechtlicher 
Wirkung an einen der Liquidatoren. 9 


$. 50. 


Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften der 
aufgelöſten Genoſſenſchaft einem der geweſenen Genoſſenſchafter oder einem 
Dritten in Verwahrung gegeben. Der Genoſſenſchafter oder der Dritte wird 
in Ermangelung einer gültigen Uebereinkunft durch das Kaan beſtimmt. 

Die Genoſſenſchafter und deren Rechtsnachfolger behalten das Recht auf 
Einſicht und Benutzung der Bücher und Papiere. 


$. 51. 


Ueber das Vermögen der Genoſſenſchaft wird auch außer dem Falle des 
$. 48. der Konkurs (Falliment) eröffnet, ſobald fie ihre Zahlungen vor oder 
un nn Auflöſung eingeſtellt hat. Das Verfahren dabei beſtimmen die 

andesgeſetze. 

De Verpflichtung zur Anzeige der Zahlungseinftellung liegt dem Vor⸗ 
ſtande der Genoſſenſchaft und, wenn die Zahlungseinſtellung nach Auflöſung der 
Genoſſenſchaft eintritt, den Liquidatoren derſelben ob. 

Die Genoſſenſchaft wird durch den Vorſtand rare die Liquida⸗ 
toren vertreten. Dieſelben ſind perſönlich zu erſcheinen und Auskunft zu ertheilen 
in allen Fällen verpflichtet, in welchen dies für den Gemeinſchuldner ſelbſt vor⸗ 
geſchrieben iſt. Dieſelben ſind berechtigt, gegen jede angemeldete Forderung, un⸗ 
abhängig von dem Vertreter (Kurator, Verwalter) der Konkursmaſſe Wider⸗ 
ſpruch zu erheben. Dieſer Widerſpruch hält die Feſtſtellung der Forderung im 
Konkurſe und 1 7 Befriedigung aus der Konkursmaſſe nicht auf. Ein Zwangs⸗ 
Akkord (Konkordat) findet nicht ſtatt. 

er Konkurs (Falliment) über das Genoſſenſchaftsvermögen zieht den 
Konkurs (Falliment) über das Privatvermögen der einzelnen Genoſſenſchafter 
nicht nach ſich. 8 
er 


| 


Te 


8 


Der Beſchluß über Eröffnung des Konkurſes (reſp. die Erklärung des 
Falliments) en die Namen der ſolidariſch verhafteten Genoſſenſchafter nicht zu 
enthalten. Sobald der Konkurs (Falliment) beendigt iſt, find die Gläubiger be- 
rechtigt, wegen des Ausfalles an ihren Forderungen, jedoch nur, wenn ſolche bei 
dem Konkursverfahren (Falliment) angemeldet und verifizirt find, einſchließlich 
Zinſen und Koſten, die einzelnen, ihnen ſolidariſch haftenden Genoſſenſchafter in 
Anſpruch zu nehmen. 

Die Genoſſenſchafter können, wenn ſie wegen ſolcher Ausfälle verklagt 
werden, nur gegen ſolche Forderungen Einwendungen machen, bei welchen der 
oben erwähnte Widerſpruch (Abſatz 3.) von dem Vorſtande, beziehungsweiſe den 
Liquidatoren vor der Verifikation erhoben iſt. 


$. 52. 


Nachdem das Konkursverfahren (Falliment) ſo weit gediehen iſt, daß der 
Schlußvertheilungsplan feſtſteht, liegt dem Vorſtande ob, eine Berechnung (Ver⸗ 
theilungsplan) anzufertigen, aus welcher ſich ergiebt, wie viel jeder Genoſſen⸗ 
ſchafter zur Befriedigung der Gläubiger wegen der im Konkurs erlittenen Aus⸗ 
fälle 8 habe. 

: ird die Zahlung der Beiträge verweigert oder verzögert, fo iſt der Ver⸗ 
theilungsplan von dem Vorſtande dem Konkursgericht mit dem Antrage einzu- 
reichen: den Vertheilungsplan für vollſtreckbar zu erklären. Dem — iſt 
eine Abſchrift oder ein Abdruck des Geſellſchaftsvertrages und ein Verzeichniß der 


Ausfälle der Gläubiger, ſowie der nach dem Plane zu einem Beitrage verpflich⸗ 


teten Genoſſenſchafter beizufügen. 
$. 53. 


Bevor das Gericht über den Antrag Beſchluß faßt, ſind die Genoſſen⸗ 
ſchafter mit ihren etwanigen Erinnerungen gegen den Plan in einem Termine 
zu hören. it Abhaltung des Termins wird, wenn das Konkursgericht ein 
e iſt, ein Mitglied des letzteren (Richterkommiſſar) beauftragt. Bei 
der Vorladung der Genoffenfchafter iſt eine Mittheilung des Planes nicht erfor⸗ 
derlich, es genügt, daß derſelbe drei Tage vor dem Termine zur Einſicht der 
Genoff ſchaſter bei dem Gerichte offen liegt und daß dies denſelben bei der Vor⸗ 
ladung angezeigt wird. Von dem Termine iſt auch der Vorſtand in Kenntniß 
zu ſetzen. Die nochmalige Vorladung eines Betheiligten, welcher in dem Ter⸗ 
mine nicht erſcheint, iſt nicht eifönderlich. Werden Erinnerungen erhoben, fo ift 
das betreffende Sach- und Rechtsverhältniß in dem Termine thunlichſt inſoweit 
aufzuklären, als zur vorläufigen Beurtheilung der Erheblichkeit der Erinnerungen 
erforderlich iſt. 


8. 54. 


Nach Abſchluß des im $. 53. bezeichneten Verfahrens unterzieht das Ge⸗ 
richt auf Grundlage der beigebrachten Schriftſtücke und der von dem Richter 
aufgenommenen Verhandlungen den Vertheilungsplan einer näheren Prüfung, 
berichtigt den Plan, ſoweit nöthig, und erläßt hierauf den Beſchluß, durch 95 

en 


\ 
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chen derſelbe für vollſtreckbar erklärt wird. Das Gericht kann vor Abfaſſung 
des Beſchluſſes von dem Vorſtand jede nähere Aufklärung und die Beibringung 
der in dem Beſttze deſſelben befindlichen, zur Erledigung von Zweifeln dienenden 
Urkunden fordern. 

Im Gebiete des Rheiniſchen Rechts wird der Beſchluß in der Raths⸗ 
kammer auf den Vortrag eines Berichterſtatters gefaßt. 

Gegen den Beſchluß iſt ein Rechtsmittel nicht zuläſſig. 


$. 55. 


Eine Ausfertigung des Planes, ſowie des Beſchluſſes, durch welchen der- 
ſelbe für vollſtreckbar erklärt iſt, wird dem Vorſtande mitgetheilt. 

Die Urſchrift oder eine zweite Ausfertigung iſt bei dem Gerichte zur Ein⸗ 
ſicht der Genoſſenſchafter offen zu legen; ſämmtliche Genoſſenſchafter find hiervon 
in Kenntniß zu ſetzen. 

Der Vorſtand iſt befugt und im Falle der Weigerung oder Zögerung 
verpflichtet, die Beiträge, welche nach dem für vollſtreckbar erklärten Vertheilungs⸗ 
plane von den einzelnen Genoſſenſchaftern zu zahlen find, im Wege der Exeku⸗ 
tion beitreiben zu laſſen. 

F. 56. 


Jeder Genoſſenſchafter iſt befugt, den Vertheilungsplan im Wege der 
Klage anzufechten; die Klage iſt gegen die übrigen betheiligten Genoſſenſchafter 
zu richten; dieſe werden in dem Prozeſſe von dem Vorſtande vertreten. Für die 
Klage iſt das Gericht zuſtändig, bei welchem die Genoſſenſchaft ihren allgemeinen 
Gerichtsſtand hatte (§. 11.). Durch die Anſtellung der Klage und die Einlei⸗ 
tung des Prozeſſes wird die Exekution nicht gehemmt. 


$. 57. 


Iſt die Exekution gegen einzelne Genoſſenſchafter fruchtlos, fo hat der Vor⸗ 
ſtand den dadurch entftehenhen Ausfall in einem anzufertigenden neuen Plane 
unter die übrigen Genoſſenſchafter zu vertheilen. Das weitere Verfahren beſtimmt 
ſich nach den Vorſchriften der H. 52—56. 


$. 58. 


Der Vorſtand ift zur Erhebung der von den e ee zu entrich⸗ 
tenden Beiträge berechtigt und zur beſtimmungsmäßigen Verwendung derſelben 


verpflichtet. 
$. 59. 


Wenn das Vermögen der Genoſſenſchaft zur Befriedigung der Gläubiger 

ſich als unzureichend erweiſt, ohne daß die Eröffnung des Konkurſes erfolgen kann 

. 12.), fo kommen in Anſehung der Einziehung der zur Deckung der Ausfälle 
erforderlichen Beträge die Beſtimmungen der $$. 52 — 58. in entſprechender Weiſe 
mit der Maaßgabe zur Anwendung, 5 an Stelle des Konkursgerichts das Gericht 
tritt, bei welchem die Genoſſenſchaft ihren allgemeinen Gerichtsſtand e 5 
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$. 60. 


Wenn der Vorſtand die ihm nach den $$. 52-59. obliegenden Verpflich⸗ 
tungen zu erfüllen außer Stande iſt oder deren Erfüllung verſäumt, ſo kann das 
Gericht auf den Antrag eines betheiligten Genoſſenſchafters einen oder mehrere 
Genoſſenſchafter oder auch andere Perſonen mit den Verrichtungen des Vorſtandes 
beauftragen. ’ 


$. 61. 


„Sind an die Stelle des Vorſtandes Liquidatoren getreten, fo gelten die 
en der $$. 52 — 60., inſoweit fie den Vorſtand betreffen, für die 
oren. . 


9 62. 


Durch das in den $$. 52—61. angeordnete Verfahren wird an dem Rechte 
der Genoſſenſchaftsgläubiger, wegen der an ihren Forderungen erlittenen Ausfälle 
die Genoſſenſchafter ſolidariſch in Anſpruch zu nehmen, nichts geändert. 


Abſchnitt VI. 
Von der Verjährung der Klagen gegen die Genoſſenſchafter. 


F. 63. 


Die Klagen gegen einen Genoſſenſchafter aus Anſprüchen gegen die Ge 
noſſenſchaft verjähren in zwei Jahren nach Auflöſung der Genoſſenſchaft oder nach 
ſeinem Ausſcheiden oder ſeiner Ausſchließung aus derſelben f ſofern nicht nach 
Beſchaffenheit der Forderung eine kürzere Verjährungsfriſt geſetzlich eintritt. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die Auflöſung der 
Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen oder das Ausſcheiden, 
beziehungsweiſe die Ausſchließung des Genoſſenſchafters dem Handelsgerichte 
angezeigt iſt. Wird die Forderung erſt nach dieſem Zeitpunfte fällig, ſo beginnt 
die Verjährung mit dem Zeitpunkte der Fälligkeit. Bei kündbaren Forderungen 
tritt die Kündigungsfriſt der Verjährungsfriſt hinzu. f 

ſt noch ungetheiltes Genoſſenſchaftsvermögen vorhanden, ſo kann dem 
Gläubiger die zweijährige Verjährung nicht entgegengeſetzt werden, ſofern er jeine 
Befriedigung nur aus dem Genoſſenſchaftsvermögen ſucht. 


$. 64. 

Die Verjährung zu Gunſten eines ausgeſchiedenen oder ausgeſchloſſenen 
Genoſſenſchafters wird nicht durch Rechtshandlungen gegen einen anderen Genoſſen⸗ 
car Ach aber durch Rechtshandlungen gegen die ortbeſtehende Genoſſenſchaft 
unterbrochen. 

Die Verjährung zu Gunſten eines bei der Auflöſung der Genoſſenſchaft 

Bundes ⸗Geſetzbl. 1868. 61 zu 
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zu derſelben gehörigen Genoſſenſchafters wird nicht durch Rechtshandlungen gegen 
einen anderen Genoſſenſchafter, wohl aber durch Rechtshandlungen dein Sie 
Liquidatoren, beziehungsweiſe gegen die Konkursmaſſe, unterbrochen. 


$. 65. 


Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und bevormundete Per⸗ 
ſonen, ſowie gegen juriſtiſche Perſonen, denen geſetzlich die Rechte der Minder⸗ 
jährigen zuſtehen, ohne Zulaſſung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, 
jedoch mit Vorbehalt des Regreſſes gegen die Vormünder und Verwalter. 


Schlußbeſtimmungen. 
$. 66. 
Das Handelsgericht hat den Vorſtand der Genoſſenſchaft, beziehungsweiſe 
die Liquidatoren, 15 Befolgung der in den $$. 4. 6. 18. 23. 25. 26. Abſatz 2. 


H. 31. Abſatz 3. $. 33. Abſatz 2. $$. 36. 41. 48. 52 — 59. 61. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften von Amtswegen durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. 

Das hierbei zu befolgende Verfahren iſt von den Regierungen der einzelnen 
Bundesſtaaten in den nach $. 70. zu erlaſſenden Ausführungs - Verordnungen 
zu beſtimmen. 


5. 67. 


Unrichtigkeiten in den nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
dem Vorſtande obliegenden Anzeigen oder ſonſtigen amtlichen Angaben werden 
gegen die Vorſtandsmitglieder mit Geldbuße bis zu 20 Rthlr. geahndet. 

$. 68. 


Durch die im F. 67. enthaltene Beſtimmung wird die Anwendung härte⸗ 
rer Strafen nicht ausgeſchloſſen, wenn dieſelben nach ſonſtigen Geſetzen durch die 
Handlung begründet werden. 


$. 69. 
Die Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter erfolgen koſtenfrei. 
F. 70. 


: Wo dieſes Geſetz von dem Handelsgerichte ſpricht, tritt in Ermangelung 
eines beſonderen Handelsgerichts das ordentliche Gericht an deſſen Stelle. 


$. 71. 


In dem Vermögensſtande einer ſchon beſtehenden Genoſſenſchaft wird durch 
deren Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter nichts geändert. 
Auf 
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Auf nicht eingetragene Genoſſenſchaften kommen die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes nicht zur Anwendung. ſſenſchaft ft 9 


g. 72. 


Die näheren Beſtimmungen Behufs Ausführung dieſes Geſetzes werden 
von den Regierungen der einzelnen Bundesſtaaten im Verordnungswege erlaſſen. 


§. 73. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1869. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. i 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1868. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


(Nr. 135.) Geſetz, betreffend die Kontrole des Bundeshaushalts für die Jahre 1867. bis 1869. 
Vom 4. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Sl, 

Die Kontrole des geſammten Bundeshaushalts durch Prüfung und Feſt⸗ 

ftellung der Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben von Bundesgeldern, 

über Zugang und Abgang von Bundeseigenthum und über die Verwaltung der 

Bundesſchulden wird für die Jahre 1867. 1868. und 1869. von der Preußiſchen 
Ober⸗Rechnungskammer unter der Benennung: 


führt „Rechnungshof des Norddeutſchen Bundes“ 
geführt. 


$. 2. 

Die Ober⸗Rechnungskammer wird zu dieſem Zweck ($. 1.) durch eine auf 
Grund näherer Beſtimmung des Bundesrathes eintretende Vermehrung ihrer 
Mitglieder nach Bedürfniß verſtärkt. Die hiernach neu hinzutretenden Mitglieder 
werden vom Bundesrathe gewählt und vom Bundespräſidium angeſtellt. 


J 
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. $. 3. 

Die Ober⸗Rechnungskammer führt die nach F. 1. dieſes Geſetzes ihr ob⸗ 
liegende Kontrole nach Maaßgabe derjenigen Vorſchriften, welche für ihre Wirk- 
ſamkeit als Preußiſche Rechnungs⸗Reviſionsbehörde gegenwärtig gelten. Dieſelben 
Rechte und Pflichten, welche ihr in dieſer letzteren Eigenſchaft den Preußiſchen 
Behörden und Beamten gegenüber beigelegt ſind, ſtehen ihr in ihrer Eigenſchaft 
als Rechnungshof des Norddeutſchen Bundes den Bundesbehörden und Beamten 
gegenüber zu. 


§. 4. 


Als Rechnungshof des Norddeutſchen Bundes hat die Ober-Rechnungs⸗ 
kammer die Rechnungen des Bundeskanzler-Amts und des Reichstages vom 
1. Juli 1867. ab, die N der Bundes⸗Militairverwaltung von demjenigen 
Zeitpunkte ab, mit welchem die betreffenden Kontingente auf den Bundes⸗Etat 
getreten ſind, und die ſonſtigen Rechnungen vom 1. Januar 1868. ab ihrer 
Reviſion zu unterziehen. 

$. 5. 


Eine Inſtruktion für die Ober⸗Rechnungskammer als Rechnungshof des 
Norddeutſchen Bundes erläßt der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Bundesrathe. f 

Dieſe Inſtruktion wird dem Reichstage bei deſſen nächſtem Zuſammentritt 
mitgetheilt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 4. Juli 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. 


v 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
> (R. v. Decker). 


